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Freizügigkeitsgesetz und Gesetz über die berufliche Vorsorge. Verminderte
Garantie bei der Wahl gew¡sser Anlagestrategien durch den Versicherten
und Massnahmen zur Sicherung von Vorsorgeguthaben bei Vernachlässi-
gung der Unterhaltspflieht. Vernehmlassung

Sehr geehrte Damen und Herren

Mit Schreiben vom 25. Oktober 2012 haben Sie die Kantonsregierungen zur Stellungnahme
zu obgenannter Vernehmlassungsvorlage eingeladen. lm Namen und Auftrag des Regie-
rungsrats nehmen w¡ zu den beiden Themenbereichen wie folgt stellung.

Artikel l9a Freizi.igigkeitsgesetz: Verminderte Garantie bei derWahl gewisserAnlage-
strategien durch den Versicherten
Vorsorgeeinrichtungen können im ausschliesslich überobligatorischen Bereich verschiedene
individuell wählbare Anlagestrategien anbieten. Zwischen der Möglichkeit, eine der angebo-
tenen Anlagestrategien zu wählen, und der durch die Vorsorgeeinrichtung zu tragenden Ga-
rantie nach Atlikel 17 Freizugigkeitsgesetz (FZG) besteht ein klarer Widerspruch. Wir be-
grüssen es grundsätzlich, dass dieser Widerspruch beseitigt werden soll, doch ist die vorge-
schlagene Regelung von Artikel 19a FZG in verschiedener Hinsicht problematisch:

. Es ist aus unserer Sicht aufgrund der heutigen Bestimmungen für eine Vorsorgeeinrich-
tung nicht möglich, eine Anlagestrategie anzubieten, bei der die Garantie nach Artikel 17
FZG mit einem Mindestzinssatz nach BVG risikolos erfüllt werden kann. Sollte bei dieser
Anlagestrategie mit Garantie eine Unterdeckung eintreten, können an der Sanierung nur
jene Versicherten beteiligt werden, die diese Anlagestrategie mit Garantie gewählt ha-
ben. ln der Praxis wird dies dazu führen, dass Neueintretende im Sanierungsfall diese
Anlagestrategie mit Garantie nicht wählen, da sie ja dann sofort auch die Sanierungs-
massnahmen mittragen müssten. Ausserdem würden die bestehenden Mitglieder ver-
mutlich bereits bei einer verhältnismässigen Unterdeckung die nächste Gelegenheit nut-

' zen, die Anlagestrategie zu wechseln.
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Wir schlagen deshalb vor, in Art. 19a FZG die Garantie nach Art. 17 FZG zu streichen
und nur die Nominalwertgarantie nach Art. 15 FZG vorzusehen. Eine weitere Möglichkeit
für die risikolose Umsetzung von Art. 19a FZG wäre eine Anderung von Art. 6 Abs. 2
Freizügigkeitsverordnung mit einer generellen Beschränkung der Verzinsungspflicht auf
den massgebenden Zinssatz für die Verzinsung derAltersguthaben.

- Der neue Aftikel erlaubt den Vorsorgeeinrichtungen unter bestimmten Voraussetzungen
den Versicherlen im Zeitpunkt des Austrittes den effektiven Wert des Vorsorgeguthabens
auszuzahlen. Das heisst, wenn die Versicherten ein höheres Risiko bei derAnlagestra-
tegie eingehen, müssen sie beim Austritt einen allfälligen Minderwert selber tragen. Das
Verlustrisiko im Bereich der beruflichen Vorsorge trägt somit der Versicherte selber und
nicht die Vorsorgeeinrichtung beziehungsweise die bleibenden Versicherten. Dies könn-
te für die Versicherten insofern Folgen haben, indem er beim Austritt weniger als die mi-
nimale Freizügigkeitsleistung erhalten würde. Wenn die Vorsorgeleistungen aus diesem
Grund nicht fur die Deckung des Existenzbedarfs ausreichen werden, kann der Versi-
cherte Ergänzungsleistungen (EL) beantragen. Die EL werden vollumfänglich aus Steu-
ergeldern finanziert. Das bedeutet, dass derAnlageverlust von den Steuezahlern finan-
ziert beziehungsweise mitgetragen werden muss. Es ist problematisch, wenn der Versi-
cherte mit Vorsorgegeldern höhere Anlagerisiken eingehen kann und ein negatives An-
lageergebnis überwälzen kann.

Massnahmen zur Sicherung von Vorsorgeguthaben bei Vernachlässigung der Unter-
haltspflicht
Die berufliche Vorsorge bezweckt gemäss Gesetz die Alters-, Hinterlassenen- und lnvaliden-
vorsorge. Mit den vorgeschlagenen Bestimmungen werden den Vorsorgeeinrichtungen und
Freizügigkeitsstiftungen artfremdeAufgaben überbunden, welche nichts mit der beruflichen
Vorsorge zu tun haben und damit als zweckfremd bezeichnet werden müssen. Zudem führen
die vorgeschlagenen Neuerungen zu wesentlichen zusätzlichen Kosten bei den Vor-
sorgeeinrichtungen und Freizügigkeitsstiftungen. So müssen einerseits die lnformatiksyste-
me angepasst werden und andererseits wird die Betreibung des Meldesystems laufende
Kosten verursachen. Dies läuft der ständigen und berechtigten Forderung nach Senkung der
Verwaltungskosten der 2. Säule diametral entgegen. lm Weiteren führen die vorgeschlage-
nen Lösungen zu einer zusätzlichen, wesentlichen Verkomplizierung der 2. Säule, was der
Forderung nach Vereinfachung und Miliztauglichkeit der 2. Säule entgegen steht. Ferner
geht aus den Vernehmlassungsunterlagen selber hervor, dass die Problematik der Vernach-
lässigung der Unterhaltspflichten mit den vorgeschlagenen Lösungen bloss teilweise gelöst
werden könnte. Aus diesen Gründen sind wir mit der Vernehmlassungsvorlage nicht einver-
standen.

Sollten die vorgeschlagenen Bestimmungen dennoch in das Gesetz aufgenommen werden,
müssten in Artikel 40 Absatz 1 des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlasse-
nen- und lnvalidenvorsorge (BVG) die Voraussetzungen für eine Meldung der Kinderschutz-
behörde oder der andern vom kantonalen Recht bezeichneten Stelle an die Vorsorgeeinrich-
tung wesentlich verschärft werden. Wir schlagen vor, dass der ausstehende Betrag mindes-
tens zwölf monatliche Zahlungen betragen müsste, bevor eine schriftliche Meldung an die
Vorsorgeeinrichtung erfolgen könnte. Damit wúrden die Massnahmen bei Vernachlässigung
der Unterhaltspflicht auf die wirklich problematischen Fälle fokussiert. Gleichzeitig würde der
Aufwand für die Vorsorgeeinrichtu ngen dadurch wesentlich verm indert.
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